
Aber4 keine strafprozessuale Entscheidung vor der Entscheidung des 
staatlichen oder gesellschaftlichen Gerichts, weder die Anklage noch der 
Eröffnungsbeschluß des Gerichts, auch nicht die Übergabe.an „ein'gesell­
schaftliches Gericht, enthalten ei n e Sch nidfeststeüung. _
Weitere Garantien fur~die Einhaltung des” im §' 8 StPÖ* formulierten 
Grundsatzes über die Feststellung der Wahrheit bilden die Festlegung der 
Beweisluhrungspflicht für das Gericht, den Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane sowie das Verbot, dem Beschuldigten bzw. Angeklagten 
die Beweisführungspflicht aufzuerlegen (§§ 8,/(22 StPO), die Gesetzlichkeit 
der Beweisführung Щ 23 StPO)) und das IfeUit mgs^Beschuldigten und An­
geklagten auf VerteidigdmgU^tikel 1^ 4 StGI^, §§ 15, 61
StPO). Die ‘iPräsumlion der ünscliüld^hd das VerBT^^^derrirBeschuTdigTerr 
TM AngeklagterTdie Bewefsfuhrungspflicht aufzuerlegen,^stehen mit dem 
Recht auf Verteidigung m ehgüM~ZüsämmWn^^ bilden im Grunde
wesentliche Voraussetzungen dafür, daß das Recht auf Verteidigung 
effektiv werden kann.

/Weitere Garantien für die Feststellung der Wahrheit sind die Unabhän- \ 
/ gigkeit der Richter. Schöllen und Mitglieder^der gesellschafdllcIieiWGe- \

' richte, ihre^UIhdung ausschließlich an Verfassung und Gesetz,^die КоІІёШ \ 
tlyltaF der gerichtlichen EnTscheiciungr"'die Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte im Strafverfahren, die Beschleunigung des Verfahrens (die Ein- 

\ haltung der gesetzlichen Fristen), die Bestimmungen über die sachliche 
\ und örtliche Zuständigkeit des Gerichts (sie bilden die Grundlage für die 
\Вe"stimmung des gesetzlichen ffichters — Artikel löl Verf.) und solche 

Prozeßmaximen für das gerichtliche Verfahren wie Unmittelbarkeit, / 
MündlichkeTr und Öffentlichkeit.

2.3. Die Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte im Strafverfahren
Im Recht der Bürger, im Strafverfahren gestaltend mitzuwirken, kom­
men das schöpferische Wesen des sozialistischen Staates und seines Rechts, 
sein Demokratismus und Humanismus überzeugend zum Ausdruck. 
DTeTlMtwirkung der Bürger im Strafverfahren ist eine ForriTJin der das 
Grundrecht enhU MiVpc.staItung IxUef staatlichen
uhöTUesallschöfftticfren- "AngeleyenheitеѵГverѵЯгІЕШКіГ"wirct" (Artikel 19V 21 
ѴёТТ.).Т5иГШ'^ lrTcler die Werktätigen die pomlsthe
Macht ausüben. Die Gewährleistung der Teilnahme der Bürger und ihrer 
Gemeinschaften ah^er^ehMs^eg'e~feUVerfassüWg\sgebot (Artik^T%7r^ür 
£6 Verf.; Artikel 6 StGB; § 4 StpO). Mit ійгег ЕГпЪКгІеііип^ Tn die R^Ört^ 
pflege* tragen Ges^lschaEt rmd^Staat in besonderem Maße zur Gewährlei­
stung der sozialistischen Gesetzlichkeit und Rechtssicherheit bei.
Die Mitwirkung der Bürger im Strafverfahren ist ein Grundsatz des Straf­
verfahrens in der DDR, weil die Entwicklung der sozialistischen Gesell­
schaftsverhältnisse die Möglichkeit eröffnet, die Kriminalität schrittweise 
zurückzudrängen10 und weil der Schutz der sozialistischen Staats- und Ge­
sellschaftsordnung sowie der Bürger und ihrer Rechte vor kriminellen 
Handlungen im Interesse der gesamten Gesellschaft und jedes ihrer 
Bürger liegt. Auf Grund dieser prinzipiellen Interessenübereinstimmung 
kann die Verfassung den Satz enthalten, daß die Bekämpfung und Ver­
hütung von Straftaten und anderen Rechtsverletzungen gemeinsames An­

is Buchholz/Hartmann/Schaefer, Zum Wesen der Kriminalität in der DDR, in: NJ 
1969, S. 162

49


